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S a t z u n g  

 
der Stadt Weiden i.d.OPf. über die  

Erhebung von Erschließungsbeiträgen für  
die Lärmschutzeinrichtung zwischen dem 

Baugebiet Schustermooslohe und der BAB A 93 
 

Vom 30.07.2013 
 
 

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) und des Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. 
S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.07.2012 (GVBl. S. 366) sowie § 10 a der Satzung für 
die Erhebung des Erschließungsbeitrages (Erschließungsbeitragssatzung) vom 10.04.1981, zuletzt 
geändert durch Satzung vom 11.03.2008 erlässt die Stadt Weiden i.d.OPf. folgende Satzung: 

 
 

§ 1 
Lage, Art und Umfang der Erschließungsanlage 

 
(1) Die Stadt Weiden i.d.OPf. erhebt zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für die Herstellung der 
Lärmschutzeinrichtung im Sinn des § 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB für das Baugebiet „Schustermooslohe“ einen Erschlie-
ßungsbeitrag nach den Bestimmungen des BauGB und den nachfolgenden Vorschriften.  
 
(2) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für die im seit 15.10.2010 rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 61 
26 279 Ä 3 zum Schutz des Baugebiets „Schustermooslohe“ vor den von der BAB A 93 ausgehenden Lärmimmissionen 
festgesetzte Lärmschutzeinrichtung. Die Lärmschutzeinrichtung besteht aus einem nördlich und südlich der Erschlie-
ßungsstraße „Schustermooslohe“ entlang der BAB A 93 verlaufenden Lärmschutzwall, auf dessen Krone in Teilberei-
chen eine Lärmschutzwand aufgesetzt wird und einem entlang der Westseite des Lärmschutzwalles verlaufenden Un-
terhaltungsweg. Die Lärmschutzeinrichtung gewährleistet nur im Zusammenwirken ihrer nördlichen und südlichen Tei-
leinrichtungen die erforderliche Schutzwirkung und bildet damit eine einheitlich abzurechnende Lärmschutzeinrichtung.  
 
 

§ 2 
Merkmale der endgültigen Herstellung 

 
Die Lärmschutzeinrichtung ist endgültig hergestellt, wenn sie in all ihren Bestandteilen entsprechend dem Ausbaupro-
gramm hergestellt ist und die Begrünungs- und Bepflanzungsarbeiten abgeschlossen sind. 
 

 
§ 3 

Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes, Eigenanteil 
 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. Die Stadt Weiden i.d.OPf. trägt 
10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes. 
 
 

§ 4  
Abrechnungsgebiet 

 
Die von der Lärmschutzeinrichtung im Sinn von § 131 Abs. 1 Satz 1 BauGB erschlossenen Grundstücke bilden das 
Abrechnungsgebiet. Erschlossen sind die Grundstücke, auf denen eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung zulässig 
ist und die durch die Lärmschutzeinrichtung wenigstens in Teilbereichen eine Schallpegelminderung von mindestens 3 
dB (A) erfahren. Als nicht erschlossen gelten solche Grundstücke, auf denen ausschließlich Garagen oder Stellplätze 
sowie vergleichbare bauliche Anlagen errichtet werden dürfen. Die Schallpegelminderung wird auf den Zeitpunkt der 
endgültigen Herstellung der Lärmschutzeinrichtung durch ein Fachbüro für Akustik und Immissionsschutz ermittelt. 
 
 

§ 5 
Verteilung des gekürzten beitragsfähigen Aufwandes 

 
(1) Der nach § 3 um den Eigenanteil der Stadt Weiden i.d.OPf. gekürzte anderweitig nicht gedeckte Erschließungs-
aufwand wird auf die Grundstücke des Abrechnungsgebietes in dem Verhältnis verteilt, in dem die Nutzungsflächen der 
einzelnen Grundstücke zueinander stehen. Die Nutzungsfläche eines Grundstücks ergibt sich durch Vervielfachung 
seiner Grundstücksfläche mit einem Nutzungsfaktor. 
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(2) Bei der Verteilung des Erschließungsaufwandes wird durch den Nutzungsfaktor die unterschiedliche Nutzung der 
Grundstücke berücksichtigt. Der Nutzungsfaktor beträgt entsprechend dem Maß der baulichen Nutzung 
 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit  1,3 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit  1,6.  

 
(3) Als Grundstücksfläche gilt die Fläche, auf die sich die Nutzungsfestsetzung im Bebauungsplan bezieht. Grund-
stücksteile, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, bleiben außer Betracht. 

 
(4) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine höhere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. Als Geschosse gelten Vollge-
schosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Geländeoberfläche liegen und über mindestens zwei 
Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Als Vollgeschosse gelten auch Kellergeschosse, 
deren Deckenunterkante im Mittel mindestens 1,20 m höher liegt als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche. 

 
(5) Geschosse, die durch die Lärmschutzanlage eine Schallpegelminderung von weniger als 3 dB (A) erfahren, werden 
bei der Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwandes nicht berücksichtigt. Trifft dies für alle Geschosse eines 
erschlossenen Grundstücks zu, nimmt dieses an der Aufwandsverteilung nicht teil. Für solche Grundstücke wird der 
Nutzungsfaktor Null angesetzt. 

 
(6) Für die durch die Lärmschutzeinrichtung erschlossenen Grundstücke, die eine Schallpegelminderung von mehr als 
6 dB (A) erfahren, werden die in Abs. 2 Satz 2 genannten Nutzungsfaktoren erhöht. Der Zuschlag beträgt bei einer 
Schallpegelminderung  

 
1. von mehr als 6 bis einschließlich 9 dB (A) 25 % vom Nutzungsfaktor 
2. von mehr als 9 dB (A) 50 % vom Nutzungsfaktor. 

 
Erfahren Grundstücke durch die Lärmschutzeinrichtung innerhalb eines Vollgeschosses oder zwischen den einzelnen 
Vollgeschossen unterschiedliche Schallpegelminderungen, bemisst sich der Zuschlag nach der höchsten Schallpegel-
minderung.  
 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig im Sinn des § 134 BauGB ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentü-
mer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte anstelle des 
Eigentümers beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch belastet, so ist der Inhaber dieses Rechtes anstelle des Eigentümers 
beitragspflichtig. 
 
(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil beitragspflichtig. 
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Erschließungsbeitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fällig (§ 135 Abs. 1 BauGB). 
 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 19.08.2013 in Kraft.  
 
 
 
 
Bekanntmachungen: 
 
Abl.Nr. 17 vom 16.08.2013 


